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1. Anhebung der Gleitzone bei 

Mdijobbern ab 1.7.2019 

 
Liegt das Arbeitsentgelt von Geringverdie-
nern über der 450-€-Grenze, kommen sie 
in die sog. Gleitzone und werden voll sozi-
alversicherungspflichtig. Der Vorteil eines 
Midijobs in der sog. Gleitzone liegt jedoch 
darin, dass für ihn nur verringerte „Arbeit-
nehmerbeiträge“ anfallen. 
 
Mit dem RV-Leistungsverbesserungs- und 
-Stabilisierungsgesetz wird die bisherige 
„Gleitzone“ zu einem sozialversicherungs-
rechtlichen „Übergangsbereich“ weiter-
entwickelt. Zusätzlich führen die redu-

zierten Rentenversicherungsbeiträge 

nicht mehr zu geringeren Rentenleis-

tungen. 

 

Zum 1.7.2019 erhöht sich die Midijob-
Obergrenze von 850 € auf 1.300 €. Für 
Arbeitgeber ändert sich mit den Neurege-
lungen mit Blick auf die Beitragspflicht 
nichts. Sie müssen weiterhin für alle vier 
Sozialversicherungsträger ihren Beitrags-
anteil zahlen. Der beträgt – unabhängig 
von den reduzierten Zahlungen für die Ar-
beitnehmer – unverändert die Hälfte der 
Summe auf der Berechnungsbasis des er-
zielten Einkommens.  
 
Das bisherige Kennzeichen „Gleitzone“ 
wird in „Midijob“ geändert. Arbeitgeber 
müssen eine neue vorausschauende Be-
trachtung des regelmäßigen Arbeitsentgelts 
für betroffene Arbeitnehmer vornehmen. 
Auf dieser Basis entscheidet sich, ob das 
Arbeitsentgelt innerhalb des neuen Über-
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gangsbereichs liegt und verminderte Bei-
träge zu zahlen sind. 
 
Midijobber erwarben in der Vergangenheit 
geringere Rentenleistungen, weil ihre Ren-
tenversicherungsbeiträge bis 30.6.2019 
nicht aus ihrem tatsächlichen Arbeitsent-
gelt gezahlt werden, sondern aus einer fik-
tiven reduzierten beitragspflichtigen Ein-
nahme. Dagegen konnten sie aber ihrem 
Arbeitgeber schriftlich mitteilen, dass sie 
volle Rentenversicherungsbeiträge zahlen 
möchten. Diese Regelung entfällt ab 
1.7.2019. Ab diesem Zeitpunkt werden 
Entgeltpunkte immer aus dem tatsächli-
chen Arbeitsentgelt ermittelt. Für den Ar-

beitgeber entfällt damit die Pflicht die 

Verzichtserklärungen aufzubewahren. 

Bestehende Verzichtserklärungen soll-

ten jedoch bis zur nächsten Betriebsprü-

fung erhalten bleiben. 

 
In den Entgeltmeldungen ist vom Arbeit-
geber ab dem 1.7.2019 zusätzlich das tat-
sächliche Arbeitsentgelt für Midijobber 
anzugeben, damit der Rentenversiche-
rungsträger dieses für die Rentenberech-
nung verwenden kann. Dabei werden die 
Meldezeiträume bis zum 30.6.2019 und ab 
1.7.2019 unterschieden. 
 
2. Zuwendungen des Arbeitgebers 

zur Gesundheitsförderung – hier  

„Sensibilisierungswoche“  

 
Zu den Einnahmen eines Arbeitnehmers 
gehören neben dem Lohn auch sonstige 
Zuwendungen und Vorteile durch den Ar-
beitgeber. Wie der Bundesfinanzhof (BFH) 
mit Urteil vom 21.11.2018 entschied, ge-
hören dazu auch die Aufwendungen des 
Arbeitgebers zu einer sog. „Sensibilisie-
rungswoche“. 
 
Im entschiedenen Fall wurden Arbeitneh-
mern in einem einwöchigen Seminar The-
men rund um einen gesunden Lebensstil 
vorgestellt. Dabei ging es jedoch nicht um 

eine Gesundheitsvorsorge zu Gesundheits-
beeinträchtigungen, sondern um präventive 
Maßnahmen des allgemeinen gesundheitli-
chen Zustands. Die Teilnahme der Arbeit-
nehmer war freiwillig. Der Arbeitgeber 
trug außer den Fahrtkosten sämtliche Auf-
wendungen. 
 
Entscheidend für den BFH war, dass bei 
dem Seminar der allgemeine Gesundheits-
zustand der Arbeitnehmer verbessert wer-
den sollte und es keinen besonderen Bezug 
zu dem Unternehmen bzw. zu berufsspezi-
fischen Gesundheitsbeeinträchtigungen 
gab. Damit lagen keine Vorteile vor, die 
durch eigenbetriebliches Interesse des Ar-
beitgebers entstehen. Entsprechend qualifi-
zierte er diesen Vorteil als steuerpflichti-
gen Arbeitslohn.  
 
Anmerkung: Übernimmt der Arbeitgeber 
Maßnahmen zur Vermeidung berufsspezi-
fischer Erkrankungen seiner Arbeitnehmer, 
die im ganz überwiegenden eigenbetriebli-
chen Interesse liegen, sind diese nicht als 
Arbeitslohn einzustufen. Liegt eine be-
triebliche Gesundheitsförderung vor, so ist 
zudem eine Steuerbefreiung bis zu 500 € 
pro Jahr möglich. Zum 1.1.2019 wurde die 
Regelung zur Steuerbefreiung verschärft. 
Von der Steuer sind jetzt nur noch Maß-
nahmen mit Zertifizierung durch das Sozi-
algesetzbuch befreit. 
 
3. Gewerbliche oder freiberufliche 

Tätigkeit – hier „Heileurythmie“ 

 
Unter Heileurythmie versteht man eine 
Form der alternativmedizinischen Bewe-
gungstherapie. Dabei geht es in erster Linie 
darum, den seelischen und körperlichen 
Zustand eines Menschen wieder in sein 
Gleichgewicht zu bringen. Das kann so-
wohl nach einer Erkrankung der Fall sein, 
aber auch zur Prävention des Gesundheits-
zustandes wird Heileurythmie angewandt. 
In einem Fall aus der Praxis hatte der Bun-
desfinanzhof zu entscheiden, ob es sich 
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dabei um eine Tätigkeit im Rahmen einer 
selbstständigen Arbeit oder eines Gewer-
bebetriebes handelt, mit dem Nachteil, dass 
entsprechend Gewerbesteuer fällig wird. 
 
Im entschiedenen Fall hatte eine Heileu-
rythmistin keine Gewerbesteuererklärung 
abgegeben, da es sich ihrer Meinung nach 
um eine selbstständige Tätigkeit handelt. 
Das Finanzamt sah das anders und begrün-
dete die Entscheidung damit, dass es sich 
hierbei weder um den Katalogberuf des 
Krankengymnasten oder des Heilpraktikers 
noch um einen ähnlichen Beruf dessen 
handelt. 
 
Dem widersprach der Bundesfinanzhof mit 
seinem Urteil vom 20.11.2018. Nach sei-
ner Auffassung liegt ein ähnlicher Beruf 
vor wie der des Krankengymnasten. Maß-
gebend dafür ist ein Vertragsabschluss zur 
Durchführung integrierter Versorgung mit 
anthroposophischer Medizin zwischen dem 
Berufsverband der Heileurythmisten und 
den gesetzlichen Krankenkassen. Das Vor-
liegen dieses Vertrags ist ausreichend für 
die Annahme, dass eine ähnliche Tätigkeit 
wie die des Krankengymnasten oder Phy-
siotherapeuten vorliegt. Weitere Voraus-
setzungen zur Qualifizierung als Einkünfte 
aus selbstständiger Tätigkeit sind nicht 
erforderlich. 
 
4. Steuerfreie „private Veräuße-

rungsgeschäfte“ nach kurzzeitiger 

Vermietung? 

 
Die Veräußerung eines i. d. R. bebauten 
und vermieteten Grundstücks innerhalb 
von zehn Jahren nach Erwerb durch Pri-
vatpersonen unterliegt als „privates Veräu-
ßerungsgeschäft“ der Einkommensteuer. 
Eine Ausnahme gilt für Grundstücke, die 
im Zeitraum zwischen Anschaf-
fung/Fertigstellung und Veräußerung eige-
nen Wohnzwecken dienen oder im Jahr der 
Veräußerung und in den beiden vorange-

gangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken 
genutzt wurden.  
 
Das Finanzgericht Baden Württemberg 
(FG) kommt nunmehr in seiner Entschei-
dung vom 7.12.2018 zu dem Ergebnis, 
dass der Veräußerungsgewinn für ein 
Grundstück, das ausschließlich privaten 
Wohnzwecken diente und dazwischen 
kurzzeitig vermietet wurde, nicht der sog. 
Spekulationssteuer unterliegt. Im entschie-
denen Fall erwarb ein Steuerpflichtiger im 
Jahr 2006 eine Wohnung und nutzte diese 
bis April 2014 selbst. Anschließend ver-
mietete er die Wohnung von Mai bis De-
zember selbigen Jahres und veräußerte sie 
noch im Dezember 2014. Das Finanzamt 
sah darin einen steuerpflichtigen Veräuße-
rungsgewinn.  
 
Das FG entschied jedoch zugunsten des 
Steuerpflichtigen. Zwar muss das entspre-
chende Wohnobjekt in den letzten drei 
Jahren vor der Veräußerung grundsätzlich 
zu eigenen Wohnzwecken genutzt worden 
sein, nicht aber ausschließlich bis zur Ver-
äußerung. Wie in dem vorliegendem Fall 
kann – nach Auffassung des FG –  das Ob-
jekt in der Zeit zwischen Eigennutzung 
und anschließender Veräußerung noch 
übergangsweise vermietet werden, ohne 
das dieses zur Steuerpflicht führt. Damit 
soll eine ungerechtfertigte Besteuerung 
nach längerer Eigennutzung vermieden 
werden, wenn der Wohnsitz z. B. wegen 
eines Arbeitsplatzwechsels aufgegeben 
werden muss.  
 
Anmerkung: Das Finanzamt hat Nichtzu-
lassungsbeschwerde eingelegt. Das Urteil 
ist für die Praxis überraschend und noch 
nicht rechtskräftig. Die letzte Entscheidung 
wird der Bundesfinanzhof (BFH) treffen. 
Grundsätzlich sollte hier von zwischenzeit-
lichen Vermietungen in den letzten drei 
Jahren bis zur Entscheidung des BFH ab-
gesehen werden. 
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5. Steuerlicher Verlust durch Ausbu-

chung wertloser Aktien 

 
Gewinne aus Aktienverkäufen werden 
grundsätzlich durch den Einbehalt von 25 
% Kapitalertragsteuer und die darauf ent-
fallenden 5,5 % Solidaritätszuschlag be-
steuert. Damit ist die Steuerschuld abge-
golten. Verluste aus Aktien, die als wertlos 
eingestuft sind, wurden dagegen vom Fi-
nanzamt bisher nicht steuerlich berücksich-
tigt. Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz 
(FG) hat sich nunmehr in seiner Entschei-
dung vom 12.12.2018 für einen Verlustab-
zug ausgesprochen. 
 
In dem zu entscheidenden Fall kaufte ein 
Steuerpflichtiger Aktien, die bereits ein 
Jahr später als wertlos eingestuft wurden. 
Es waren keine Zahlungen mehr daraus zu 
erwarten, sodass die depotführende Bank 
die Aktien aus dem Depot des Steuer-
pflichtigen ausbuchte, ohne dass dieser 
Ersatz dafür erhielt. Dieser Verlust wurde 
nicht vom Finanzamt anerkannt mit der 
Begründung, dass es sich hierbei nicht um 
eine Veräußerung handelt. 
 
Diese Meinung teilte das FFG nicht. Zwar 
wird grundsätzlich davon ausgegangen, 
dass bei einer Veräußerung ein Rechtsträ-
gerwechsel vorliegen muss, jedoch kann 
als Veräußerung z. B. auch die Einlösung, 
Abtretung oder Rückzahlung in eine Kapi-
talgesellschaft angesehen werden. Außer-
dem lehnt sich das FG an einen Fall an, 
den der Bundesfinanzhof (BFH) entschie-
den hat, bei dem der Ausfall einer privaten 
Darlehensforderung einen steuerlich anzu-
erkennenden Verlust darstellt. Des Weite-
ren sollte es für die Person, der der Verlust 
zuzurechnen ist, keinen steuerlichen Unter-
schied machen, ob er die Aktie ohne Ge-
winn veräußert oder aufgrund des zu er-
wartenden Verlustes behält. Das Resultat 
ist für den Aktieninhaber dasselbe, wes-
halb der Verlust aus wertlosen Aktien ge-
nauso zu behandeln ist, wie der Verlust aus 

einer Darlehensforderung. Ein Verlustab-
zug ist damit nach Auffassung des FG 
möglich. 
 
Anmerkung: Zzt. ist ein Revisionsverfah-
ren beim BFH unter dem Az. VIII R 5/19 
anhängig. Betroffene Steuerpflichtige kön-
nen sich in ähnlich gelagerten Fällen auf 
das Urteil beziehen und Ruhen des Verfah-
rens bis zur Entscheidung durch den BFH 
beantragen. 
 
6. Umsatzsteuer bei einheitlicher 

Leistung – hier: Erstellung einer 

Gartenanlage 

 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte in einem 
Fall aus der Praxis zu entscheiden, ob bei 
der Erschaffung einer Gartenanlage die 
notwendigen Lieferungen der Pflanzen als 
selbstständige Lieferungen mit einem er-
mäßigtem Umsatzsteuersatz von 7 % zu 
beurteilen ist oder ob hier eine einheitliche 
komplexe Leistung durch die Erschaffung 
der Gartenanlage selbst vorliegt, die dann 
insgesamt mit dem Regelsteuersatz von 19 
% zu versteuern ist. In seiner Entscheidung 
vom 14.2.2019 kam der BFH zu dem Ent-
schluss, dass in einem solchen Fall eine 
einheitliche komplexe Gesamtleistung vor-
liegt, die mit dem Regelsteuersatz zu ver-
steuern ist. 
 
Die Lieferung der Pflanzen für Gartenbau-
arbeiten mit dem Ziel eine Gartenanlage zu 
errichten, ist nicht als Nebenleistung zu 
bewerten, da es sich um ein wesentliches 
Element bei der Ausführung handelt. Dies 
gilt auch dann, wenn Lieferung und Leis-
tung in verschiedenen Verträgen geregelt 
und zeitlich unterschiedlich durchgeführt 
werden. 
 
Bei der Erschaffung der Gartenanlage sind 
nach Auffassung des BFH die einzelnen 
Lieferungen und sonstigen Leistungen 
dermaßen miteinander verknüpft und von-
einander abhängig, dass eine Aufteilung 
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oder Trennung nicht realistisch ist. Dabei 
ist der Regelsteuersatz anzuwenden. Der 
ermäßigte Steuersatz wäre grundsätzlich 
bei der Lieferung von Pflanzen anzuwen-
den; im vorliegenden Fall schloss er die 
Anwendung jedoch aus. 
 
7. TERMINSACHE: Zuordnung 

eines gemischt genutzten Gegen-

stands/Gebäudes zum Unterneh-

men  

 
Die Zuordnung eines gemischt genutzten 
Gegenstands zum Unternehmen – mit ent-
sprechender Vorsteuerabzugsberechtigung 
– erfordert eine durch Beweisanzeichen 
gestützte Zuordnungsentscheidung, die 
zeitnah zu dokumentieren ist.  
 
Der Bundesfinanzhof hat in mehreren Ent-
scheidungen geklärt, dass die Zuordnungs-
entscheidung spätestens und mit endgülti-
ger Wirkung in einer „zeitnah“ erstellten 
Umsatzsteuererklärung für das Jahr, in das 
der Leistungsbezug fällt, nach außen do-
kumentiert werden kann. Eine zeitnahe 
Dokumentation kann gegenüber dem zu-
ständigen Finanzamt erfolgen. Der letzt-
mögliche Zeitpunkt hierfür war bis 2018 
der 31. Mai des Folgejahres. Nachdem die 
gesetzliche Abgabefrist für Steuererklärun-
gen aber um zwei Monate verlängert wor-
den ist, gilt nun der 31. Juli des Folge-

jahres. Eine frühere Zuordnung im 

Rahmen einer USt-Voranmeldung ist 

natürlich ebenfalls möglich. 

 

Bitte beachten Sie! Von dieser Regelung 
sind z. B. Pkw, Gebäude und Photovolta-
ikanlagen betroffen. 
 
8. Keine Abschaffung der A1-

Bescheinigungen für Auslandsauf-

enthalte 

 
Arbeitgeber bzw. Arbeitnehmer sind ge-
setzlich verpflichtet, jede grenzüberschrei-
tende Tätigkeit innerhalb der EU/EWR und 
der Schweiz beim zuständigen Versiche-
rungsträger anzuzeigen. Dies bedeutet, 
dass für jede noch so kurze grenzüber-
schreitende Dienstreise ab dem ersten Tag 
eine A1-Bescheinigung erforderlich ist. 
Das Entsendeformular A1 bescheinigt, 
welches Sozialsystem für Versicherte zu-
ständig ist. 
 
In der Vergangenheit gab es auch Diskus-
sionen, dass Dienst- bzw. Geschäftsreisen 
aus dem Anwendungsbereich der Verord-
nung durch eine klarstellende Ergänzung 
noch vor der Europawahl im Mai 2019 
herausgenommen werden sollten. Die ur-
sprünglich erzielte Einigung im Rahmen 
der Reform der EU-Verordnung zur Ab-
schaffung der „A1-Bescheinigung“ bei 
Dienstreisen wurde jedoch vom Ausschuss 
der ständigen Vertreter des Rats abgelehnt. 
Insofern bleibt der Status quo bis auf Wei-
teres bestehen, dass Geschäftsreisende bei 
Dienstreisen ins europäische Ausland wei-
terhin eine „A1-Bescheinigung“ mit sich 
führen müssen 
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 Fälligkeitstermine  Fällig am 
  

Umsatzsteuer (mtl.), 
Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-Zuschlag (mtl.), 
Einkommen-, Kirchen-, Körperschaftsteuer, Soli-Zuschlag 
 

11.6.2019 

Sozialversicherungsbeiträge 
 

 

26.6.2019 
 

  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

http://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

 
    

 Verzugszinssatz 
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
 (abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 

zzgl. 40 € Pauschale 
 

 

 Verbraucherpreisindex 
 (2015 = 100) 

2019: April = 105,2; März = 104,2; Februar = 103,8; Januar = 103,4 
2018: Dezember = 104,2; November = 104,2; Oktober = 104,9;  
September = 104,7 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  

https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen wer-
den. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
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Disclaimer 

 
Die vorliegende Publikation dient der Information unserer Mandanten/Kunden sowie der interessierten Öffentlichkeit. Alle Angaben wurden sorgfältig 
recherchiert und zusammengestellt. Wir übernehmen dennoch keine Gewähr und keine Haftung für die Vollständigkeit und Richtigkeit der Hinwei-
se. Alle Angaben beziehen sich auf den Stand zum Zeitpunkt der Manuskript- bzw. Präsentationsfertigstellung. Aufgrund künftiger Entwicklungen 
können Änderungen eintreten. Wir übernehmen keine Verpflichtung, hierüber zu informieren. Die in diesem Dokument gegebenen Informationen 
beruhen auf Quellen, die wir für zuverlässig halten, jedoch nicht einer neutralen Prüfung unterzogen haben. Die Herausgeber/Autoren übernehmen 
keine Gewähr und keine Haftung für die Vollständigkeit und Richtigkeit der hierin enthaltenen Informationen. Die in dieser Darstellung vertretenen 
Meinungen stellen ausschließlich die Auffassung der Herausgeber/Autoren dar und können sich jederzeit ändern; solche Meinungsänderungen 
müssen nicht publiziert werden. 
 
Copyright Hinweis 

 
© 05/2019. Herausgeber dieses Werks ist die Partnerschaftsgesellschaft Feuerer & Partner – Steuerberater Rechtsanwalt mit Sitz in Burglengen-
feld. Wir weisen darauf hin, dass das Urheberrecht sämtlicher Texte und Grafiken in diesem Werk bei uns als Herausgeber und gegebenenfalls bei 
den einzelnen Autoren liegt. Begründete Urheberrechte bleiben ausdrücklich vollumfassend vorbehalten. Jede Form der Vervielfältigung z. B. auf 
drucktechnischem, elektronischem, optischen, foto-mechanischem, digitalen oder ähnlichem Wege – auch auszugsweise – bedarf der ausdrückli-
chen schriftlichen Einwilligung des Herausgebers bzw. Autors. Es ist Dritten nicht gestattet, das Werk – auch auszugsweise – zu vervielfältigen.  
 
Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Für Fragen 
stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
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